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Die Vergütung von Beschäftigten 
wird vermutlich eines der bedeut-
samsten Themen in der betrieblichen 
Personalpolitik ab dem 4. Quartal 
2022. Bereits im Sommer 2022 sind 
die steigenden Preise für Privathaus-
halte und die - in den Wintermonaten 
2022/2023 zu erwartenden - Energie- 
und Kraftstoffkosten die bestimmen-
den Themen in den Medien. Die Bun-
desrepublik befindet sich neben der 
Pandemie in einer wirtschaftlichen 
Krise. Messbar wird die Krisensitua-
tion durch die Inflationsrate. Welche 
Auswirkungen die Inflation auf das 
Vergütungsmanagement von Betrie-
ben deutschlandweit hat, wird im 
Folgenden aufgezeigt.

Entwicklung der Inflation

Monatlich ermittelt das Statistische 
Bundesamt die Inflationsrate anhand 
des Verbraucherpreisindices. Was bil-
det dieser Index genau ab? Der Ver-
braucherpreisindex „misst monatlich 
die durchschnittliche Preisentwick-
lung aller Waren und Dienstleistun-
gen, die private Haushalte in Deutsch-
land konsumieren. Die Veränderung 
des Verbraucherpreisindex zum Vor-
jahr wird als Inflationsrate bezeich-
net“ (Bundesregierung, 15.06.2022).

  
Da die anhaltende Krisensituati-

on zu erhöhten Verbraucherpreisen 
führt, hat die Bundesregierung bis 

Ende Mai 2022 zwei Entlastungspake-
te beschlossen. Darin geregelt sind die 
Einführung des Neun-Euro-Tickets in 
den Monaten Juni bis August 2022, die 
Senkung der Energiesteuer auf Kraft-
stoffe von Juni bis August 2022 und 
die Erhöhung des gesetzlichen Min-
destlohns zum 01. Oktober 2022. 

Wie hat sich die Inflation in den 
Sommermonaten 2022 entwickelt? Im 
Juni 2022 stiegen die Verbraucherprei-
se gegenüber Juni 2021 um 7,6 Pro-
zentpunkte. Im Vergleich zu Mai 2022 
(+ 7,9 %) war die Inflationsrate um 
0,3 Prozentpunkte abgeschwächt. Dr.  
Georg Thiel, Präsident des Statisti-
schen Bundesamtes, begründet 
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die Abschwächung folgendermaßen: 
„Hauptursachen für die hohe Inflati-
on sind nach wie vor Preiserhöhun-
gen bei den Energieprodukten. Leicht 
dämpfend wirkten sich im Juni 2022 
das 9-Euro-Ticket und der Tankrabatt 
auf die Gesamtteuerung aus“ (Statis-
tisches Bundesamt, Pressemitteilung 
Nr. 296 vom 13. Juli 2022). Im August 
2022 gab das Statistische Bundes-
amt bekannt, dass die Inflationsrate 
im Vergleich zum Vorjahresmonat 
auf 7,5 Prozentpunkte gestiegen ist 
(vgl. Statista Research Department, 
10.08.2022).

Maßnahmen gegen die Inflation

Welche weiteren Maßnahmen plant 
die Bundesregierung, um der Inflati-
on entgegenzuwirken? Eine langfristi-
ge Maßnahme sind steuerliche Entlas-
tungen, die der Bundestag am 12. Mai 
2022 beschlossen hat. Das Steuerent-
lastungsgesetz 2022 ist mit Veröffent-
lichung im Bundesgesetzblatt (BGBl. I 
2022, S. 749) am 27. Mai 2022 in Kraft 
getreten. Umfassende steuerliche Ent-
lastungen für Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer sind darin vorgesehen. 
Beispielsweise wird der Arbeitneh-
mer-Pauschbetrag rückwirkend zum 
01. Januar 2022 um 200 Euro erhöht. 
„Da Pauschalen den administrativen 
Aufwand für Steuerpflichtige und 
Verwaltung reduzieren und durch die 
Anhebung des Arbeitnehmer-Pausch-
betrags bei der Einkommensteuer 
auch Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer profitieren, ist dies ein geeig-
neter Ansatz“ (Bundesfinanzministe-
rium, Steuerentlastungsgesetz 2022, 
Referentenentwurf, S. 1). Weiterhin 
ist eine steuerpflichtige Energiepreis-
pauschale in Form einer Einmalzah-
lung an Beschäftigte i. H. v. 300 Euro 
vereinbart. Die Auszahlung erfolgt mit 
der Lohnabrechnung ab dem 01. Sep-
tember 2022 durch den Arbeitgeber. 

Das Institut für Makroökonomie 
und Konjunkturforschung (IMK) der 
Hans-Böckler-Stiftung um den Wis-
senschaftlichen Direktor Prof. Dr. 
Sebastian Dullien bewertet die Wirk-
samkeit der bisherigen Entlastungs-
pakete im IMK-Report Nr. 175, Juni 
2022, als gegeben. „Die beiden Ent-
lastungspakete für private Haushalte, 
die die Bundesregierung bereits ver-
abschiedet hat und die unter anderem 
für Erwerbstätige Transfers von 300 

Euro pro Kopf vorsehen, werden nach 
Einschätzung des IMK dazu beitragen, 
den Konsum zu stabilisieren“ (Hans-
Böckler-Stifung 2022, Böckler impuls 
11/2022, S. 2).

Mindestlohnerhöhung

Ein Ansatz der Bundesregierung ist 
die Erhöhung des gesetzlichen Min-
destlohns zum 01. Oktober 2022. Vor 
Erhöhung des gesetzlichen Mindest-
lohns hat das Institut für Arbeits-
markt- und Berufsforschung (IAB) 
der Bundesagentur für Arbeit eine 
Stellungnahme zur öffentlichen An-
hörung im Ausschuss für Arbeit und 
Soziales des Deutschen Bundestags am 
16. Mai 2022 abgegeben. Aus dieser 
Stellungnahme gehen die möglichen 
Auswirkungen einer Mindestlohn-
erhöhung hervor. „Da in den letzten 
Jahren eine große Zahl der Beschäftig-
ten noch unterhalb von 12 Euro ent-
lohnt wurde, handelt es sich um einen 
bedeutenden Eingriff in den Arbeits-
markt. Damit einhergehend ist mit 
signifikanten Lohnsteigerungen zu 
rechnen, wobei offen bleibt, inwiefern 
sich die zu erwartende Stundenlohn-
erhöhung auch in den monatlichen 
Arbeitseinkommen, einer Reduzie-
rung des ALG-II-Bezugs oder in ei-
ner reduzierten Armutsgefährdung 

niederschlägt“ (Bosseler et al. 2022, 
IAB-Stellungnahme, S. 4). Weitere 
Forschungen zu den Auswirkungen 
des Mindestlohns auf die Beschäfti-
gung und den Lohn von Beschäftig-
tengruppen führt das IAB fortlaufend 
durch. Dem IAB-Team zufolge wirkt 
sich die Erhöhung des Mindestlohns i. 
H. v. 12 Euro auf ca. 22 Prozent aller 
Beschäftigungsverhältnisse aus. Von 
der Einführung des Mindestlohns in 
2015 waren im Vergleich dazu etwa 
11 Prozent der Beschäftigungsver-
hältnisse betroffen (vgl. Abb. 1). Ei-
nen Beschäftigungseinbruch durch 
die Mindestlohnerhöhung erwartet 
das IAB-Team nicht (Börschlein et al. 
2022, IAB-Kurzbericht 12/2022, S. 7).

Inwieweit die Erhöhung des gesetz-
lichen Mindestlohns auch gegen die 
Inflation wirksam sein kann, unter-
suchte ein Forscher-Team um Prof. 
Dr. Sebastian Dullien, Leiter des IMK, 
bereits im Januar 2022. Die Auswir-
kungen der Erhöhung des gesetzlichen 
Mindestlohns zum 01. Oktober 2022 
seien eher gering, so Berechnungen 
des IMK, „die auf Daten zur Lohnver-
teilung aus dem Sozio-oekonomischen 
Panel (SOEP) basieren. So würde die 
Inflationsrate zum Höhepunkt der 
Wirkung im Frühjahr 2023 nur etwa 
0,25 Prozentpunkte höher liegen als 
ohne die Mindestlohnerhöhung“ »

Abb. 1: Betroffenheit vom Mindestlohn bei seiner Einführung (8,50 Euro) und bei der Erhöhung auf  
12 Euro pro bezahlter Arbeitsstunde, Börschlein et al. 2022: Mindestlohnerhöhungen im Oktober 2022. 
12 Euro Mindestlohn betreffen mehr als jeden fünften Job. IAB-Kurzbericht 12/2022, S. 3.



(Dullien 2022, IMK Policy Brief Nr. 
116 Januar 2022). 

Der Professor für Makroökonomie 
an der Humboldt-Universität zu Ber-
lin und Leiter des Deutschen Insti-
tuts für Wirtschaftsforschung (DIW), 
Prof. Dr. Marcel Fratzscher, bewertet 
die Mindestlohnerhöhung als wirk-
samen Ansatz zur Förderung aller 
Einkommensgruppen. „Der Anstieg 
des Mindestlohns auf zwölf Euro ist 
vielleicht das effektivste und sozials-
te Instrument, um in dieser Krise die 
Kaufkraft von Menschen mit gerin-
gen Einkommen zu stabilisieren. Und 
auch für alle anderen ist eine Orien-
tierung der Lohnentwicklung an der 
Inflationsrate, zumindest für die kom-
menden zwei Jahre, durchaus gerecht-
fertigt“ (Zeit Online, 22.04.2022). 

Lohnsteigerungen  
als Lösungsansatz

Welche Entwicklungen erwarten  
die Unternehmen angesichts der ge-
stiegenen Preise und wie planen Un-
ternehmen, darauf zu reagieren? Im 
Personalmanagement besteht die Sor- 
ge, Lohnerhöhungen könnten eine Lohn- 
Preis-Spirale auslösen. Die Lohn-Preis-
Spirale beinhaltet demnach einige Risi-
ken, die sich für die Gesamtwirtschaft, 
Unternehmen und Beschäftigte ne-

gativ auswirken. Bisher kommen Per-
sonalmanagement und Wirtschafts- 
expertise zu unterschiedlichen Ein- 
schätzungen der Risiken einer Lohn-
Preis-Spirale. 

Zunächst stellen wir eine personal-
praktische Sichtweise auf das Thema 
Lohn-Preis-Spirale vor. Während für 
die Beschäftigten die Lebenshaltungs- 
und Energiekosten steigen, erwarten 
auch Unternehmen höhere Kosten. 
„Auch die Produktionskosten der 
Unternehmen schnellen in die Höhe, 
sodass sie zu Produktivitätssteigerun-
gen gezwungen sind. Wenn dies nicht 
möglich ist, wälzen sie die Kosten auf 
die Kunden ab. Alles wird noch teu-
rer. Die nächsten Lohnforderungen 
sind nicht weit und die Spirale dreht 
sich“ (Hornung/Franke 2022, Haufe 
Online, 02.06.2022).

Das IMK-Team um Prof. Dr. Sebasti-
an Dullien spricht sich für Lohnerhö-
hungen aus, verweist jedoch auch auf 
die Risiken einer Lohn-Preis-Spirale. 
„Die Herausforderung für die Wirt-
schaftspolitik bestehe darin, den in-
flationsbedingten Kaufkraftverlust der 
Arbeitnehmenden wenigstens teilwei-
se auszugleichen. Lohnerhöhungen 
seien ein wichtiger Beitrag, betonen 
die Forschenden. Die Lohnpolitik 
könne in diesem Jahr aber nicht al-
lein für die nötige Kaufkraftsicherung 

sorgen, weil eine Preis-Lohn-Spirale 
vermieden werden müsse“ (Hans-
Böckler-Stiftung 2022, Böckler impuls 
11/2022, S. 2).

Prof. Dr. Marcel Fratzscher vom 
DIW befürwortet Lohnsteigerungen. 
Er hält die Sorge vor einer Lohn-
Preis-Spirale für unbegründet, wie 
er in einem Beitrag in Zeit Online 
vom 22. April 2022 deutlich macht.  
Ein Auszug zur Wirkung von Lohn-
steigerungen lautet wie folgt: „Zu-
dem dürften sich ordentliche Lohn-
steigerungen gesamtwirtschaftlich 
stabilisierend auswirken. Denn ein 
Schrumpfen der Reallöhne bedeutet, 
dass die Kaufkraft der Konsumen-
tinnen und Konsumenten und somit 
auch die Nachfrage schrumpft. Un-
ternehmen machen dann weniger 
Umsatz, können nur noch geringe-
re Löhne zahlen oder müssen even-
tuell sogar Beschäftigte freistellen. 
Daher ist eine Lohnentwicklung, die 
sich an der jeweiligen Produktivität 
und den Kosten orientiert, gesamt-
wirtschaftlich sinnvoll“ (Zeit Online, 
22.04.2022).

Arbeitgeberbeitrag  
zum Inflationsausgleich

Wie verhält es sich mit einem mone-
tären Ausgleich für die Beschäftigten 
durch die Arbeitgeber?

Das ifo Institut hat im Auftrag von 
Randstad 660 Personalleiterinnen 
und Personalleiter zu den personal-
politischen Herausforderungen im 2. 
Quartal 2022 befragt. Aus der vorhe-
rigen Befragung im 4. Quartal 2021 ist 
bereits bekannt, dass 78 Prozent der 
Unternehmen durchschnittliche Lohn-
steigerungen um 4,7 Prozent beabsich-
tigten (vgl. ifo Institut 2022, Randstad-
ifo-Personalleiterbefragung, 4. Januar 
2022). In der aktuellen Befragung wird 
deutlich, dass bereits im 4. Quartal 
2021 geplante Lohnerhöhungen in lau-
fenden Jahr 2022 umgesetzt werden. 
„Im Großteil der Firmen erfolgte die 
Lohnanpassung bereits im Laufe der 
ersten Jahreshälfte 2022 (37%) bzw. soll 
diese noch wie geplant durchgeführt 
werden (47%). Diese Zahlen dürften 
unter anderem auch die gesetzlich 
vorgeschriebene Anpassung des Min-
destlohns im Januar sowie im Juli 2022 
beinhalten. In 9% der Fälle werden 
Lohnanpassungen vorerst zurück- »
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gestellt und in 2% nicht durchgeführt. 
Bonuszahlungen werden in 7% der Fäl-
le zurückgehalten und im gleichen Um-
fang nicht durchgeführt“ (Freuding/
Garnitz 2022, ifo Schnelldienst 7/2022, 
13. Juli 2022, S. 37-38).  Einen zusätzli-
chen Inflationsausgleich bieten 41 Pro-
zent der Unternehmen - den Befunden 
entsprechend - ihren Beschäftigten (vgl. 
Abb. 2). Welchen Beitrag leisten Arbeit-
geber aktuell zum Inflationsausgleich? 
Den Ergebnissen zufolge bieten 32 Pro-
zent der Unternehmen den Beschäf-
tigten einen Tankzuschuss, 22 Prozent 
eine Einmalzahlung und 21 Prozent 
einen Fahrtkostenzuschuss (vgl. Freu-
ding/Garnitz 2022, S. 37). Weitere Ein-
malzahlungen durch die Arbeitgeber 
könnten bis Jahresende 2022 erfolgen. 
Schließlich hat die Bundesregierung 
eine Gesprächsrunde mit Vertreterin-
nen und Vertretern der Spitzenorga-
nisationen am 04. Juli 2022 durchge-
führt. Als Ziel der konzertierten Aktion 
wurde ausgegeben, die „reale Einkom-
mensverluste der Beschäftigten zu ver-
hindern beziehungsweise abzumildern 
und zugleich makroökonomische Risi-
ken zu minimieren“ (Bundesregierung, 
15.07.2022). Ein Ansatz zum Inflations-
ausgleich könnte nach Einschätzung 
der Bundesregierung eine steuerfreie 
Einmalzahlung der Arbeitgeber sein. 
Die Bundesregierung plant diese Ein-
malzahlungen, um die Energiekosten 
in den bevorstehenden Wintermonaten 
auszugleichen. Gewerkschaften sollten 
im Gegenzug auf Tarifsteigerungen ver-

zichten (vgl. Haufe Online, 26.07.2022). 
Bisher ist noch keine Einigung bekannt 
gegeben worden. Prof. Dr. Clemens 
Fuest, Präsident des ifo Instituts, hält 
eine konzertierte Aktion für wenig er-
folgswirksam und rät dazu, auf die Ta-
rifautonomie zu setzen. „Arbeitgeber 
wiederum wollen Lohnkosten senken, 
um ihre Gewinne zu steigern – aber sie 
wissen, dass bei zu niedrigen Löhnen 
die Fluktuation unter den Beschäftig-
ten steigt und vor allem produktive Ar-
beitskräfte kündigen oder erst gar nicht 
kommen. Deshalb sollten Arbeitgeber 
bei der Lohnentwicklung im eigenen 
Interesse darauf achten, dass sich die 
Beschäftigten fair behandelt fühlen. 
Vor diesem Hintergrund spricht viel 
für die Tarifautonomie und gegen staat-
liche Versuche, Tarifverhandlungen zu 
beeinflussen“ (ifo-Institut 2022, ifo-
Standpunkt 239, 09.08.2022). 

Die Herausforderungen angesichts 
der Inflation werden nach derzeitiger 
Lage auf absehbare Zeit nicht geringer 
werden. Da verschiedene Beschäftig-
tengruppen von der Inflation unter-
schiedlich stark belastet sind, sollten 
Arbeitgeber, Gewerkschaften und Be-
triebsräte sich zum Ziel setzen, die 
wachsenden Ungleichheiten zwischen 
Beschäftigtengruppen in der Vergütung 
auszugleichen. 

Autor: Dr. Marcel Halgmann
Hamburg »

Abb. 2: ifo Institut 2022: Entwicklung lohnspezifischer Aspekte für das laufende Jahr. In: Freuding /
Garnitz 2022: Personalpolitische Herausforderungen im Krisenjahr 2022. ifo Schnelldienst 7/ 2022, 
 75. Jahrgang, 13. Juli 2022. S.37

Aktuelle  
Rechtsprechung

Bundesarbeitsgericht  
Annahmeverzug nach Vorlage eines  
negativen Corona-Tests
Erteilt der Arbeitgeber einem Arbeit-
nehmer, der aus einem SARS-CoV-2-Ri-
sikogebiet zurückkehrt, ein 14-tägiges 
Betretungsverbot für das Betriebsgelände, 
obwohl der Arbeitnehmer entsprechend 
den verordnungsrechtlichen Vorgaben bei 
der Einreise aufgrund der Vorlage eines 
aktuellen negativen PCR-Tests und eines 
ärztlichen Attests über Symptomfreiheit 
keiner Absonderungspflicht (Quarantä-
ne) unterliegt, schuldet der Arbeitgeber 
grundsätzlich Vergütung wegen Annah-
meverzugs.

BAG, Urteil vom 10. August 2022 – 
Az. 5 AZR 154/22

Landesarbeitsgerichte
Auskunftsanspruch des Betriebsrats -  
Daten schwerbehinderter Arbeitnehmer
Der nach § 80 Abs.2 S.1 BetrVG erforder-
liche Aufgabenbezug des Auskunftsbe-
gehrens des Betriebsrates bezogen auf 
die Anzahl und Namen der im Betrieb 
beschäftigten schwerbehinderten/diesen 
gleichgestellten Menschen kann sich aus 
der geplanten Einberufung einer Wahl-
versammlung durch den Betriebsrat zur 
Wahl eines Wahlvorstandes im Vorfeld der 
geplanten Wahl einer Schwerbehinderten-
vertretung ergeben (vgl. auch §§ 176, 177 
SGB IX, § 1 Abs. 2 S. 1 SchbVWO) 

LAG Baden-Württemberg,  
Urteil vom 20.05.2022 - Az. 12 TaBV 4/21

Unterrichtungsrecht Schwerbehinderten-
vertretung - Art und Weise der Unterrich-
tung  
Ein Arbeitgeber ist verpflichtet, die Schwer-
behindertenvertretung vor Mitteilung der 
nach Betriebsvereinbarung geschuldeten 
Leistungsbeurteilung an einen schwerbe-
hinderten oder gleichgestellten behinder-
ten Arbeitnehmer hierüber zu unterrichten 
und sie hierzu anzuhören.

LAG Hamburg,  
Urteil vom 22.04.2022 - Az. 7 TaBV 8/21

 
Ausschluss aus dem Betriebsrat –  
Ende der Amtszeit  
Mit dem Ende der Amtszeit des Betriebs-
rats kann sich ein Antrag auf Ausschluss 
des Mitglieds aus diesem Betriebsrat 
nicht mehr auswirken, da der gestaltende 
Beschluss nach § 23 Abs 1 BetrVG keine 
Rückwirkung entfaltet, sondern nur für die 
Zukunft wirkt. Der Antrag auf Ausschluss 
eines Betriebsratsmitglieds wird daher 
mit Ablauf der Amtszeit des Betriebsrates 
wegen des Wegfalls des Rechtsschutzinter-
esses unzulässig.

LAG Thüringen,  
Urteil vom 14.04.2022 - Az. 2 TaBV 8/21
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BLC Event 
Rückblick Talk-am-Fleet  
„Automatisierung im Betrieb“

Am 21. Juni 2022 fand der Talk-
am Fleet als Online-Konferenz 
statt. Torsten Lemke, BLC Gesell-
schafter und Inhaber der ALC Ar-
beitsrechts Canzlei Lemke, eröff-
nete den Talk-am-Fleet und stellte 
die Referierenden Olaf Möllen-
kamp, Richter am Arbeitsgericht 
Lübeck und Dr. Marcel Halgmann, 
BLC GmbH, vor.

  
Automatisierung und  
KI-Technologien

Im ersten Vortrag referierte Dr. 
Marcel Halgmann, BLC GmbH, zum 
Thema „Automatisierung im Betrieb 
- Wissenswertes aus der Forschung 
für Betriebsräte“. Die Teilnehmenden 
gewannen Einblicke in die digitali-
sierte Arbeitswelt. Zunächst standen 

die Themen Automatisierung und 
der Einsatz künstlicher Intelligenz 
(KI) in Betrieben im Fokus.

Die Teilnehmenden nannten Bei-
spiele für Industrie 4.0-Technologien,  
die Bestandteil der Automatisierung 
des Betriebs sind. Es zeigte sich ein 
sehr heterogenes Bild von Betrieben, 
in denen bereits Industrie 4.0-Tech-
nologien standardmäßig zum Einsatz 
kommen und Betrieben, die einen ge-
ringen Automatisierungsgrad aufwei-
sen. Zum Einsatz künstlicher Intelli-
genz (KI) klärten die Teilnehmenden 
zunächst ihr Verständnis von künst-
licher Intelligenz (KI). Nach Defini-
tion des Europäischen Parlaments 
ist Künstliche Intelligenz „die Fä-
higkeit einer Maschine, menschliche 
Fähigkeiten wie logisches Denken, 
Lernen, Planen und Kreativität zu 

imitieren“ (Europäisches Parlament, 
14.09.2020). 

Gemeinsam beleuchteten die Teil-
nehmenden anschließend Einsatz-
felder von KI-Technologien in den 
vertretenen Betrieben. Im folgenden 
Teil des Vortrags stellte Herr Dr. 
Halgmann aktuelle Befunde aus der 
Forschung zur Anwendung von In-
dustrie 4.0-Technologien vor. Wis-
senswert für Betriebsräte ist nach 
Einschätzung des Referenten, wie 
Technologien die Arbeitsprozesse in 
Betrieben unterstützen können. 

Wissenswertes aus der Forschung

Das Wissenschaftszentrum Berlin 
(WZB) hat ein von der Hans-Böck-
ler-Stiftung gefördertes Projekt »



hierzu durchgeführt. Die WZB-Pro-
jektgruppe „Globalisierung, Arbeit 
und Produktion“ erforschte unter Lei-
tung von PD Dr. Martin Krzywdzin-
ski von Januar 2016 bis März 2021 den 
Einsatz von Wearable Computing in 
Betrieben. Zielfragen des WZB-Pro-
jekts richteten sich auf Gestaltungsop-
tionen bei dem Einsatz des Wearable 
Computing in Betrieben und Auswir-
kungen auf die Qualität der Arbeit. 
Die Schlussfolgerungen der Projekt-
gruppe beinhalten wichtige Hinweise 
für die zukünftige Betriebsratsarbeit 
in den Branchen Industrie und Logis-
tik. „Wenn in der Produktion künftig 
mehr digitale Geräte wie Datenbril-
len, Smart Watches oder Smart Gloves 
am Körper getragen werden, kommt 
dem Betriebsrat eine besondere Rol-
le zu. Fragen des Datenschutzes sind 
immens wichtig. Wearables können 
außerdem von den Beschäftigten nur 
dann als Unterstützung genutzt und 
erlebt werden, wenn ihr Einsatz nicht 
zugleich mit einer Verschärfung von 
Leistungsnormen einhergeht. Hier 
gilt es gute Regelungen zwischen 
Betriebsrat und Unternehmen aus-
zuhandeln“ (Wotschack et al. 2021, 
WZB-Mitteilungen, H. 171, S. 51). 

Mitbestimmungsrechte

Die Mitbestimmungsrechte von 
Betriebsräten beim Einsatz von KI-
Technologien sind vielfältig. Bei Ein-
führung technischer Einrichtungen 
besteht ein Mitbestimmungsrecht zur 
Verhinderung von Leistungs- und 
Verhaltenskontrolle gem. § 87 Abs. 1 
Nr. 6 BetrVG. Seit Einführung des Be-
triebsrätemodernisierungsgesetz im 
Juni 2021 hat der Betriebsrat bei der 
Ausgestaltung von mobiler Arbeit, 
die mittels Informations- und Kom-
munikationstechnik erbracht wird, 
gem. §87 Abs. 1 Nr. 14 BetrVG ein 
Mitbestimmungsrecht. Hinsichtlich 
der Einführung und Begleitung von 
KI- Technologien benannte Herr Dr. 
Halgmann ein Unterrichtungsrecht 
zur Planung von Arbeitsverfahren 
und Arbeitsabläufen gem. § 90 Abs. 
1 Nr. 3 BetrVG und weitere Mitbe-
stimmungsrechte gem. 95 Abs. 2a Be-
trVG (Auswahlrichtlinien) und gem. 
§ 80 Abs. 3 S. 2 BetrVG (Sachverstän-
dige). Weiterhin verwies Herr Dr. 
Halgmann auf das Topthema Künst-
liche Intelligenz aus Perspektive der 
Mitbestimmung in der 32. Ausgabe 

der BLC News. Aufgrund der rasan-
ten technischen Entwicklung werden 
diese Mitbestimmungsrechte vermut-
lich nicht ausreichen, sodass betrieb-
liche Vereinbarungen erforderlich 
sind. Das BLC-Team wird hierzu am 
Puls der Zeit sein und Sie über weite-
re Entwicklungen informieren.

Aktuelles aus der Rechtsprechung

Im zweiten Vortrag des Tages gab 
Herr Olaf Möllenkamp, Richter am 
Arbeitsgericht Lübeck, den Teilneh-
menden wertvolle Hinweise für die 
Betriebsratsarbeit. Er stellte zentrale 
arbeitsgerichtliche Entscheidungen 
zwischen 2020 und 2022 vor. Ein-
drucksvoll schilderte Herr Möllen-
kamp u.a. arbeitsgerichtliche Fälle 
zu technischen Einrichtungen. Im 
Weiteren werden zwei Fälle anhand 
der Pressemitteilungen des Landesar-
beitsgerichts Berlin vom 20.09.2021 
und des Leitsatzes des Landesarbeits-
gerichts Nürnberg vom 08.12.2020 
skizziert. 

Fall 1

Im ersten Fall wurde ein WhatsApp-
Chat in einem Kündigungsschutz-
prozess für verwendbar erklärt. „Das 
Landesarbeitsgericht Berlin-Bran-
denburg hat die Kündigung des tech-
nischen Leiters eines gemeinnützigen 
Vereins, die der Verein wegen sehr 
herabwürdigender und verächtlicher 
Äußerungen über Geflüchtete und 
in der Flüchtlingshilfe tätige Men-
schen in einem Chat ausgesprochen 
hatte, für unwirksam erklärt. Das 
Landesarbeitsgericht hat aber das Ar-
beitsverhältnis gegen Zahlung einer 
Abfindung aufgelöst“ (LAG Berlin-

Brandenburg, Urteil vom 19.07.2021 
- Az. 21 Sa 1291/20, Pressemitteilung 
Nr. 34/21 vom 20.09.2021).

Fall 2

Im zweiten Fall erfolgte eine fristlo-
se Kündigung eines Mitarbeiters ei-
nes Großhandelslagers basierend auf 
einer verdeckten Videoüberwachung 
durch den Arbeitgeber. Die Kündi-
gung wurde für unwirksam erklärt. 
Der Leitzsatz des Landesarbeitsge-
richts Nürnberg lautet wie folgt: „1. 
Ein wichtiger Grund zur außerordent-
lichen Kündigung kann darin liegen, 
dass der Arbeitnehmer aus dem Wa-
renbestand des Arbeitgebers Waren 
zum Eigenverbrauch entnimmt oder 
dem dringenden Verdacht unterliegt, 
dies zu tun. 2. Der Eingriff in das 
allgemeine Persönlichkeitsrecht des 
Arbeitnehmers durch eine verdeckte 
Videoüberwachung muss nach § 26 
BDSG dem Verhältnismäßigkeits-
grundsatz entsprechen. Der Arbeit-
geber muss deshalb vor der Installa-
tion der verdeckten Videokamera die 
dafür geeigneten und ihm zumutba-
ren Möglichkeiten ausgeschöpft ha-
ben, den möglichen Täterkreis mit 
entsprechenden Verdachtstatsachen 
einzugrenzen. 3. Hat der Arbeitge-
ber den Betriebsrat nur zu einer Tat-
kündigung angehört, so kann er die 
Kündigung im gerichtlichen Verfah-
ren nur auf den bloßen Verdacht der 
entsprechenden Handlung stützen, 
wenn er den Betriebsrat auch zu den 
entsprechenden Verdachtsmomenten 
angehört hat. Nur bei nachträglichem 
Bekanntwerden neuer Verdachtstat-
sachen kann der Arbeitgeber den Be-
triebsrat dazu nachträglich anhören 
und den Verdacht der entsprechen-
den Handlung als Kündigungsgrund 
im gerichtlichen Verfahren nach-
schieben (Anschluss an BAG, Urteil 
vom 16.07.2015 - Az. 2 85/15)“ (LAG 
Nürnberg Urteil vom 08.12.2020 - 7 
Sa 226/20). Die Teilnehmenden dis-
kutierten angeregt mit Herrn Möl-
lenkamp und zeigten Ihr Interesse 
an dem Format „Aktuelles aus der 
Rechtsprechung“.

Wir bedanken uns herzlich bei den 
Referierenden für wichtige Anregun-
gen für die Betriebsratsarbeit.

BLC GmbH
Hamburg



Save-the-date 
Talk-am-Fleet HR und Betriebsrat im Dialog
Der nächste Talk-am-Fleet findet am 

01. September 2022 als Online-Konfe-
renz statt. Die Veranstaltung ermöglicht 
den Dialog mit zwischen HR und Be-
triebsrat. Wir freuen uns, für den ersten 
Vortrag mit Frau Christine Hanke eine 
Personalpraktikerin gewonnen zu ha-
ben. Frau Hanke ist HR-Beraterin und 
HR-Interim Managerin. Sie wird aus 
ihrer 20-jährigen Tätigkeit im Human 
Resources Management berichten. 

Thema des Vortrags ist „Next level 
work – Workflow-Transformation aus  
Arbeitgebersicht“. Die Betriebsrats-
perspektive nimmt Herr Gary Ginster, 
Business Coach und früherer GBR-
Vorsitzender, ein. Gemeinsam mit 
Prof. Dr. Florian Schramm, BLC-Bei-
rat, behandelt er das Thema „Stellen-
beschreibung in Vergütungssystemen“. 
Die Moderation der Veranstaltung 
übernimmt Torsten Lemke. Bei Inter- 

esse melden Sie sich gern zu der Veran-
staltung an. Weitere Informationen zu 
der Online-Konferenz erhalten Sie im 
Vorfeld der Veranstaltung.
Merken Sie sich bereits den 22.  
November 2022 vor. Zurzeit befinden 
wir uns in Gesprächen mit Referie-
renden und werden ein spannendes 
Programm für Sie entwickeln. Infor-
mationen finden Sie auch auf unserer 
Homepage www.talk-am-fleet.de

In der Weihnachtsausgabe der BLC 
News werden wir den betrieblichen 
Umgang mit der bestehenden Kri-
sensituation analysieren und auf die 
Ereignisse des Jahres 2022 zurück-
blicken.

Ihr BLC Team

BLC Ausblick 
Eine Vorschau auf  
die BLC-News
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